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Im Rahmen der Plenarsitzung des EU-Parlaments vom 12.2.2020 diskutierte das Plenum die Auswirkungen des sog. Luanda

Leaks Skandals vor dem Hintergrund des Rahmenwerks im Bereich der Geldwäschebekämpfung (s. EiÜ 6/20 vom 14.2.2020).

Von den Abgeordneten wurden eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden sowie eine Mindestharmo-

nisierung von Regelungen gefordert. Insbesondere das EU-Regelungswerk solle künftig auf eine Verordnung und nicht wie

bisher auf Richtlinien gestützt werden. Schließlich sei auch die strafrechtliche Verfolgung von Tätern in den Vordergrund zu

stellen. Wie im Arbeitsprogramm der EU-Kommission (s. EiÜ 4/20) angekündigt, hat die EU-Kommission am 12.2.2020 den

Fahrplan für den geplanten Aktionsplan zur Bekämpfung von Geldwäsche veröffentlicht, der betroffenen Interessengruppen

die Möglichkeit zur Rückmeldung gibt. Mit den persönlichen Haftungsrisiken von Geldwäschebeauftragten und Möglichkei-

ten der Minimierung setzt sich Suendorf-Bischof in diesem Heft auseinander. Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Inbox-Werbung – Vorabentscheidungs-

ersuchen

Der BGH hat dem EuGH folgende Fragen zur

Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Ist der Begriff des Verschickens im Sinne von

Art. 2 Satz 2 Buchst. h der Richtlinie 2002/58/EG

erfüllt, wenn eine Nachricht nicht von einem

Nutzer eines elektronischen Kommunikations-

dienstes an einen anderen Nutzer durch ein

Dienstleistungsunternehmen an die elektroni-

sche „Anschrift“ des zweiten Nutzers übersandt

wird, sondern infolge des Öffnens der passwort-

geschützten Internetseite eines E-Mail-Kontos

automatisiert von Adservern auf bestimmten da-

für vorgesehenen Flächen in der E-Mail-Inbox ei-

nes nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Nut-

zers angezeigt wird (Inbox-Werbung)?

2. Setzt ein Abrufen einer Nachricht im Sinne

von Art. 2 Satz 2 Buchst. h der Richtlinie 2002/

58/EG voraus, dass der Empfänger nach Kennt-

niserlangung vom Vorliegen einer Nachricht

durch ein willensgetragenes Abrufverlangen

eine programmtechnisch vorgegebene Über-

mittlung der Nachrichtendaten auslöst oder ge-

nügt es, wenn das Erscheinen einer Nachricht in

der Inbox eines E-Mail-Kontos dadurch ausgelöst

wird, dass der Nutzer die passwortgeschützte In-

ternetseite seines E-Mail-Kontos öffnet?

3. Liegt eine elektronische Post im Sinne von

Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58/EG auch

dann vor, wenn eine Nachricht nicht an einen be-

reits vor der Übermittlung konkret feststehenden

individuellen Empfänger verschickt wird, son-

dern in der Inbox eines nach dem Zufallsprinzip

ausgewählten Nutzers eingeblendet wird?

4. LiegtdieVerwendungeinerelektronischenPost

für die Zwecke der Direktwerbung im Sinne von

Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58/EG nur dann

vor, wenn eine Belastung des Nutzers festgestellt

wird,dieübereineBelästigunghinausgeht?

5. Liegt eine die Voraussetzungen eines „Anspre-

chens“ erfüllende Individualwerbung im Sinne

von Nr. 26 Satz 1 des Anhangs I der Richtlinie

2005/29/EGnurdannvor,wenn ein Kundemittels

eines herkömmlich zur Individualkommunikation

zwischen einemAbsender und einem Empfänger

dienendenMediums kontaktiert wird, oder reicht

es aus,wenn–wiebei der imStreitfall in Rede ste-

henden Werbung – ein Individualbezug dadurch

hergestelltwird, dass dieWerbung inder Inboxei-

nes privaten E-Mail-Kontos und damit in einem

Bereich angezeigt wird, in dem der Kunde indivi-

duellan ihngerichteteNachrichtenerwartet?

BGH, Beschluss vom 30.1.2020 – I ZR 25/19
(Amtliche Leitsätze)
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BGH: Zur wettbewerbsrechtlichen Haftung

für Kundenbewertungen bei Amazon

Mit Urteil vom 20.2.2020 – I ZR 193/18 – hat der

BGHentschieden, dass denAnbieter eines auf der

Online-Handelsplattform Amazon angebotenen

Produkts für Bewertungen des Produkts durch

Kunden grundsätzlich keine wettbewerbsrechtli-

cheHaftung trifft. EinUnterlassungsanspruch des

Klägers (eingetragener Wettbewerbsverein) er-

gibt sich nicht aus der Vorschrift des § 11 Abs. 1

Satz 1Nr. 11 undSatz 2HWG, derdieWerbung für

Medizinprodukte mit irreführenden Äußerungen

Dritter verbietet. Die Kundenbewertungen sind

zwar irreführende Äußerungen Dritter, weil die

behauptete Schmerzlinderung durch Kinesiolo-

gie-Tapes medizinisch nicht gesichert nachweis-

bar ist. Die Beklagte, die die Kinesiologie-Tapes

vertreibt, hat mit den Kundenbewertungen aber

nichtgeworben.Diesesindvielmehrals solchege-

kennzeichnet, finden sich bei Amazon getrennt

vom Angebot der Beklagten und werden von

den Nutzerinnen und Nutzern nicht der Sphäre

der Beklagten als Verkäuferin zugerechnet.

Die Beklagte traf auch keine Rechtspflicht, eine

Irreführung durch die Kundenbewertungen ge-

mäß § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 Fall 2 Nr. 1 UWG zu

verhindern. Durch ihr Angebot auf Amazon wird

keine Garantenstellung begründet. Von aus-

schlaggebender Bedeutung ist dabei, dass Kun-

denbewertungssysteme auf Online-Marktplätzen

gesellschaftlich erwünscht sind und verfassungs-

rechtlichen Schutz genießen. Das Interesse von

Verbraucherinnen und Verbrauchern, sich zu Pro-

dukten zu äußern und sich vor dem Kauf über Ei-

genschaften, Vorzüge und Nachteile eines Pro-

dukts aus verschiedenen Quellen, zu denen auch

Bewertungen anderer Kunden gehören, zu infor-

mieren oder auszutauschen, wird durch das

Grundrecht der Meinungs- und Informationsfrei-

heit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG geschützt.
(PM BGH 021/2020 vom 20.2.2020)

OLG Brandenburg: Vollstreckung der Ertei-

lung eines Buchauszuges

Die Ermächtigung zur Ersatzvornahme (§ 887 I

ZPO) wandelt die Pflicht, die vertretbare Hand-

lung vorzunehmen, nicht in eine Pflicht, allein

noch die Ersatzvornahme zu dulden. Beide Pflich-

tenbestehennunvielmehrnebeneinander. Erfüllt

der Schuldner durch eigenes Handeln, so endet

die Duldungspflicht. Wer einem Handelsvertreter

zur Ermittlung des Provisionsanspruches einen

Buchauszug schuldet und in der Zwangsvollstre-

ckung Erfüllung einwenden will, hat darzulegen,

dass es über das bereits Mitgeteilte hinaus keine

weiteren Geschäfte gegeben habe, aus denen ein

Provisionsanspruch folgen könnte. Der Unmög-

lichkeit, eine negative Tatsache darzulegen, ent-

spricht die Obliegenheit des Gläubigers, auf die

Behauptung, weiteres Mitteilenswertes gebe es

nicht, diese negative Tatsache substantiiert da-

durch zu bestreiten, dass er für das Positive spre-

chendeTatsachendarlegt.DerAnspruchaufErtei-

lung eines Buchauszuges (§ 87 c II HGB) und der

Anspruch auf Einsicht in die vollständigen Ge-

schäftsbücher (§ 87 c IV HGB) sind voneinander

verschiedene materiell-rechtliche Ansprüche, die

gesondert voneinander geltend zu machen sind

und nicht im Vollstreckungsverfahren miteinan-

derverbundenoder vermischtwerdenkönnen.
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